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Nachtragshaushalt 2010 verabschiedet 
 
 
Am 23. März hat der Landtag den 
Nachtragshaushalt 2010 verab-
schiedet. Er steht im Zeichen unserer 
bewährten soliden Haushaltspolitik – 
zum fünften Mal in Folge ist es ge-
lungen, ohne neue Schulden auszu-
kommen. Dies ist im bundesweiten 
Vergleich einmalig!  
 
Dabei setzen wir klare Prioritäten: 
Wir investieren gezielt in Kinder, 
Bildung und Wirtschaft, zugleich si-
chern wir Stabilität im Sozialen. Und: 
Wir sind weiterhin verlässlicher Part-
ner für unsere Kommunen. Im Ein-
zelnen:  
 
Beim Ausbau der Kinderbetreuung 
legen wir ein hohes Tempo vor. Unser 
Ziel, bis zum Jahr 2013 für jedes dritte 
Kind unter drei Jahren ein Betreuungs-
angebot zur Verfügung zu stellen, wer-
den wir deshalb voraussichtlich schon 
ein Jahr früher erreichen. Wir werden 
dafür im Jahr 2010 über eine Milliar-
de Euro in die Hand nehmen.  
 
Im Bereich der Bildung bauen wir die 
offenen und gebundenen Ganztags-
schulen weiter massiv aus und ha-
ben mit insgesamt 2.738 zusätzlichen 
Lehrerstellen wesentliche Verbesse-

rungen vorgenommen. Des Weiteren 
stärken wir auch den Technologie-
transfer der Hochschulen und halten 
ohne Abstriche am hohen Niveau des 
Wissenschaftsetats fest.  
 
Insgesamt verbessern wir die Inves-
titionsquote im Nachtragshaushalt 
auf 13,8 Prozent (das sind knapp 
5,8 Milliarden Euro) und setzen damit 
einen kräftigen Impuls für unsere Wirt-
schaft. Wir erhöhen die Regionalförde-
rung und bemühen uns im Rahmen 
des Mittelstandsschirms darum, den 
Zugang von kleinen und mittleren Un-
ternehmen zu Krediten weiter zu ver-
bessern. 
 
Und wir leisten auch einen wichtigen 
sozialen Beitrag. Einige Beispiele: Wir 
geben mehr Geld dafür aus, dass be-
dürftige Kinder am Mittagessen an 
den Schulen teilnehmen können. Wir 
unterstützen die Bezirke dabei, Ver-
sorgungsstrukturen für Behinderte 
im Seniorenalter zu schaffen, und 
setzen unser Ausbauprogramm für die 
Jugendsozialarbeit an Schulen fort.  
 
Mit dem kommunalen Finanzaus-
gleich zeigen wir, dass uns das part-
nerschaftliche Verhältnis zu den Kom-



Schwerpunkte unserer Arbeit Seite 2 
 
 
 
 

 

 
März 2010 

 

 

munen sehr am Herzen liegt. So ent-
hält der Finanzausgleich 2010 trotz der 
Steuereinbrüche keine Einschnitte. 
Beispielsweise werden die Mittel für 
die Investitionsförderung auf hohem 
Niveau weitergeführt (Schulausbau 
und Kinderbetreuungseinrichtungen 
265 Mio. Euro, Krankenhausfinanzie-

rung 500 Mio. Euro, Investitionspau-
schale 173 Mio. Euro, 421 Mio. Euro 
stehen insgesamt für kommunalen 
Straßenbau und -unterhalt zur Verfü-
gung). Die Zuweisungen zu den Kos-
ten der Schülerbeförderung steigen 
auf 277 Mio. Euro.  

 
 

Konzept zur Verpflegung in Kindertagesstätten und Schulen 
 
 
Die gesunde Ernährung von Kindern 
und Jugendlichen in Kindertages-
stätten und Schulen ist der CSU-
Fraktion ein wichtiges Anliegen. 
Denn die Weichen für das Essverhal-
ten werden bereits in ganz jungen Jah-
ren gestellt, und eine gesunde Le-
bensweise reduziert das Risiko, später 
chronisch zu erkranken, ganz erheb-
lich. Hinzu kommt, dass mit dem Aus-
bau der Kinderbetreuungseinrichtun-
gen sowie der Ganztagsangebote an 
Schulen der Frage nach einer ausge-
wogenen und gesunden Ernährung 
unserer Kinder und Jugendlichen im-
mer größere Bedeutung zukommt.  
 
Vor diesem Hintergrund hat die CSU-
Fraktion in einem Antrag ein umfas-
sendes Konzept zur Verpflegung in 

Kindertagesstätten und Schulen ge-
fordert. Dieses soll insbesondere die 
zeitnahe Einführung des Schulobst-
programms und die Fortführung des 
bestehenden Schulmilchprogramms 
berücksichtigen. Wichtig ist uns auch 
die Kooperation mit regionalen An-
bietern sowie mit bereits bewährten 
Projekten und Initiativen, auch lokaler 
Art. 
 
Schließlich halten wir es für sinnvoll, 
den Schulen die Benennung von 
Ansprechpartnern für gesunde Er-
nährung zu empfehlen, die im Rah-
men ihrer Möglichkeiten die Umset-
zung gesundheits- und ernährungsbe-
zogener Konzepte und den Austausch 
mit den Eltern unterstützen sollen.  

 
 

Asylbewerbern mehr Mobilität erlauben 
 
 
Grundsätzlich dürfen sich Asylbewer-
ber nach Bundesrecht nur im Bezirk 
der zuständigen Ausländerbehörde 
aufhalten. Das entspricht in Bayern 
dem jeweiligen Landkreis oder der 
kreisfreien Stadt. Diese unterscheiden 

sich jedoch sowohl in ihrer Größe als 
auch im Hinblick darauf, ob sie Bal-
lungszentren erfassen oder nicht. Sol-
che Unterschiede können für Asylbe-
werber zu einer unbilligen Härte füh-
ren. 
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Deshalb hat sich die CSU-Fraktion für 
eine Lockerung der sogenannten 
Residenzpflicht ausgesprochen. Wir 
wollen erreichen, dass sich in Gemein-
schaftsunterkünften lebende Asylbe-
werber künftig im gesamten Regie-
rungsbezirk und in angrenzenden 
Landkreisen benachbarter Regie-
rungsbezirke frei bewegen können. 
Deshalb haben wir die Staatsregierung 
in einem Antrag aufgefordert, eine ent-

sprechende Verordnung zu erlassen. 
Diese soll aber auch geeignete Vor-
kehrungen enthalten, um Miss-
brauchsgefahren wirksam begegnen 
zu können. Deshalb wollen wir, dass 
die generelle Gestattung, sich vorü-
bergehend außerhalb des eigenen Be-
zirks aufzuhalten, unter bestimmten 
Umständen wieder eingeschränkt wer-
den kann.  
 

 
 

Mehr Lebensqualität durch effektiven Schutz gegen Fluglärm 
 
 
Starker Lärm kann die Gesundheit be-
einträchtigen. Dies gilt insbesondere 
für nächtlichen Fluglärm. Allerdings 
gibt es durch moderne Triebwerks-
technik bei den Lärmemissionen aktu-
eller Verkehrsflugzeuge bereits große 
Fortschritte.  
 
Wir wollen, dass Fluggesellschaften, 
die ihre Flotte danach ausrichten und 
so ihre Lärmemissionen reduzieren, 

von den Flughafengesellschaften dafür 
belohnt werden. Deshalb haben wir die 
Staatsregierung in einem Antrag auf-
gefordert, auf die Verkehrsflughäfen in 
Bayern einzuwirken, ihre Start- und 
Landegebühren noch stärker als 
bisher nach den Lärm-Emissionen 
zu staffeln, um den Einsatz moder-
ner, leiser Flugzeuge zu honorieren.  
 

 
 

Überhöhte Schwarzwildbestände effizient reduzieren 
 
 
Die Schwarzwildbestände steigen in 
weiten Teilen Bayerns seit Jahren 
drastisch an. Der CSU-Fraktion hat 
sich deshalb in einem Antrag für eine 
wirksame Bejagung des Schwarz-
wildes ausgesprochen. In diesem Zu-
sammenhang haben wir von den Baye-
rischen Staatsforsten auch ein zu-

kunftsfähiges Jagdmanagement so-
wie eine zielführende Organisation 
insbesondere auf Revierebene ge-
fordert.  
 
Außerdem soll im Rahmen eines Pro-
jekts auch der Einsatz von Nachtziel-
geräten geprüft werden.  
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Weitere Maßnahmen und Initiativen 
 
 
Über den Stand des Ernährungs- 
clusters berichten 
 
Die Land- und Ernährungswirtschaft 
stellt mit einem Umsatz von rd. 
38 Milliarden Euro und mehr als 
544.000 Beschäftigten eine der wich-
tigsten Branchen im Freistaat dar. 
Der Ernährungscluster, in den Land-
wirtschaft, Ernährungshandwerk und 
das produzierende Ernährungsgewer-
be genauso einbezogen sind wie wis-
senschaftliche Einrichtungen, For-
schungsinstitute, Dienstleister und 
Verbraucher, hat eine große Bedeu-
tung für den ländlichen Raum in Bay-
ern.  
 
Über den aktuellen Sachstand soll dem 
Landtag auf Initiative der CSU-Faktion 
berichtet werden.  
 
Fairen Wettbewerb durch Schaffung 
wirtschaftlicher Kehrbezirke ermög-
lichen 
 
Ab dem Jahr 2013 besteht im 
Kaminkehrerhandwerk freier Wett-
bewerb. Die Ertragslage in den Kehr-
bezirken ist allerdings unterschied-
lich. Unser Ziel ist es, allen Kehrbezir-
ken annähernd gleiche Chancen ein-
zuräumen. Deshalb haben wir uns in 
einem Antrag für eine vorsichtige und 
auf den Einzelfall bezogene Anpas-
sung der Kehrbezirke ausgespro-
chen.  

 
Gesundheitsschutz für das Erzie-
hungspersonal in Kindertagesstät-
ten 
 
Die Staatsregierung soll im Landtag 
darüber berichten, wie Maßnahmen 
zur Verbesserung des Gesundheits-
schutzes und der Prävention bei 
Erzieherinnen und Erziehern in Kin-
dertageseinrichtungen vor dem Hin-
tergrund der entsprechenden Tarif-
vereinbarung in Bayern umgesetzt 
werden. 
 
Neubau der Strecke Laufach-
Heigenbrücken sichern 
 
In einem Antrag hat die CSU-Fraktion 
den zügigen Fortschritt der Planun-
gen für die Umfahrung des 
Schwarzkopftunnels begrüßt und 
den Einsatz der Staatsregierung ge-
würdigt, die Mittelausstattung des Be-
darfsplans durch den Bund auf dem 
durch die Konjunkturpakete erreichten 
Niveau zu halten. Außerdem haben wir 
die Staatsregierung aufgefordert, die 
Deutsche Bahn dabei zu unterstützen, 
mit dem Bund eine Einzelfinanzie-
rungsvereinbarung für den Bau der 
zweigleisigen Strecke zwischen 
Laufach und Heigenbrücken zu schlie-
ßen. Unser Ziel ist ein Baubeginn im 
Jahr 2011. 

 


